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Den Mitgliedern des Grossen Rates des Kantons Basel-Stadt zugestellt am 1. Okto-
ber 2003 
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1. Begehren 
 
Wir beantragen Ihnen die Abschaffung der unentgeltlichen Bestattung für Einwohne-
rinnen und Einwohner des Kantons Basel-Stadt. Die unentgeltliche Bestattung soll 
aus Kostengründen aufgehoben werden, sie soll jedoch sozialverträglich ausgestaltet 
werden. 
 
 
2. Ausgangslage 
 

a) Geschichte 

Die unentgeltliche Bestattung ist ein im Bestattungsgesetz des Kantons Basel-Stadt 
festgelegter Rechtsanspruch für Personen, welche zum Zeitpunkt ihres Todes im 
Kantonsgebiet wohnhaft gewesen sind. Sie bezweckt die Sicherstellung einer pietät-
vollen und schicklichen Bestattung für alle Einwohnerinnen und Einwohner. Der poli-
tische Wille basiert auf einem Gesetz aus dem Jahre 1885.  

Aufgrund grosser sozialer Gegensätze in der damaligen Bevölkerung bestanden 
auch bei den Trauerfeierlichkeiten grosse Diskrepanzen. Deshalb entstand von ver-
schiedenen Seiten der Wunsch, allen im Kanton Verstorbenen eine schickliche Be-
stattung zu gewährleisten sowie die Klassenunterschiede zu eliminieren („vor dem 
Tode sind alle gleich“). 

Deshalb gelangten im Jahre 1878 mehrere Arbeitervereine mit der Bitte an den gros-
sen Rat „ein schon in mehreren Kantonen bestehendes unentgeltliches Beerdi-
gungswesen entweder im allgemeinen oder für Vermögenslose zu beraten und zu 
beschliessen“. Nach eingehender Diskussion, welche Leistungen denn unentgeltlich 
sein sollen, wurde anstelle der nach Klassen abgestuften Gebührenpflichtigkeit die 
Unentgeltlichkeit für alle beschlossen. 

Bei der Gesetzesänderung im Jahre 1996 wurde die unentgeltliche Bestattung da-
hingehend ausgebaut, dass die Einsargung sowie die Abgabe eines einfachen Lei-
chenhemdes in die Leistungen der unentgeltlichen Bestattung aufgenommen wurde. 
Dies weil Verstorbene teilweise unbekleidet oder in Zellstoff eingewickelt eingesargt 
wurden. Dieser Zustand erfüllte die Anforderungen an eine schickliche und pietätvol-
le Bestattung nicht.  

b) Geltende Regelung 

Die unentgeltliche Bestattung umfasst heute folgende Aufgaben und Leistungen: 

1. die Lieferung eines einfachen Sarges und eines einfachen Leichenhemdes; 
2. die Einsargung und die Überführung der verstorbenen Person auf einen     

Friedhof im Kanton Basel-Stadt; 
(Die Leistungen gemäss Ziff. 1 und 2 werden vom Amt Stadtgärtnerei und 
Friedhöfe extern eingekauft.) 

3. die Aufbahrung der verstorbenen Person in einem einfachen Aufbahrungs-
raum; 

4. die Zurverfügungstellung der Räume und Einrichtungen für die Abdankungs-
feier inkl. Orgelspiel; 
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5. die Benützung eines Erd- oder Urnenreihengrabes für die Ruhefrist von 20 
Jahren; 

6. bei Erdbestattungen die Überführung der verstorbenen Person vom Fried-
hofsgebäude bis zum Grabe und deren Beisetzung; 

7. bei Kremationen die Einäscherung der verstorbenen Person und die Lieferung 
und Beisetzung der Urne in einem Grabe;  

8. Ist der Tod ausserhalb des Kantonsgebietes erfolgt, wird auf ein entsprechen-
des Gesuch hin ein Betrag an einen entsprechenden Sarg entrichtet, der in 
der Höhe dem Preis des einfachen Basler Staatssarges entspricht. 

 (Die Leistungen gemäss Ziff. 3 – 8 werden von der Stadtgärtnerei und Fried-
höfe erbracht.) 

Die Kosten für diese Leistungen werden dem Staatshaushalt mit ca. Fr. 4,1 Mio. (oh-
ne technische Infrastruktur) belastet (siehe Abschnitt 4).  

Die ausserhalb des Friedhofes erbrachten Leistungen bei einem Todesfall (Lieferung 
eines Sarges, Einsargung, Transport des Verstorbenen auf den Friedhof) werden  
von privaten Bestattungsunternehmen ausgeführt und dem Amt Stadtgärtnerei und 
Friedhöfe in Rechnung gestellt.  

Auf Grund der gesetzlichen Bestimmungen sowie um für den Staatshaushalt einen 
günstigen Preis zu erlangen, wurden diese externen Leistungen einer Submission 
unterzogen. 

Den Zuschlag für Herstellung des einfachen Staatssarges wurde an zwei Lieferanten 
um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Die Kosten eines einfachen 
Staatssarges sind Fr. 146.- für das grössere Los  bzw. Fr. 160.- für das kleinere Los. 
Eine erneute Ausschreibung ist lanciert.   

Ebenfalls wurden die Dienstleistungen im Bestattungswesen (Einsargung, Handling, 
Transport) einer Submission unterzogen. Die Zuschlag erhielt auch hier ein im Kan-
ton Basel-Stadt ansässiges Unternehmen zum Preis von Fr. 240.65 bzw. Fr. 147.85. 
Dieses Verfahren ist jedoch noch hängig, da gegen die Vergabe eine Einsprache 
beim Appellationsgericht eingereicht wurde. 

Die Herstellung eines Basler Staatssarges und einer Basler Urne obliegt dem Ge-
werbe. Ebenso werden die Dienstleistungen wie Einsargung, Handling und Transport 
von privaten Unternehmungen wahrgenommen. Diese stellen ihrerseits die von ihnen 
im Rahmen einer unentgeltlichen Bestattung erbrachten Leistungen, zu dem gemäss 
Submission gültigen Preis, dem Amt Stadtgärtnerei und Friedhöfe in Rechnung. Alle 
weiteren Tätigkeiten im Rahmen der unentgeltlichen Bestattung auf den Friedhöfen 
werden vom Personal des Amtes Stadtgärtnerei und Friedhöfe erbracht. 

Durch die Submittierung von extern bezogenen Leistungen der unentgeltlichen Be-
stattung sowie durch den Einkauf grosser Mengen der Bestattungsartikel (Leichen-
hemden, Urnen, Särge etc.) können diese Leistungen im Vergleich zum privaten Be-
stattungsgewerbe zu einem weitaus günstigeren Preis angeboten werden. Nach den 
Richtpreisen des Berufsverbandes der schweizerischen Bestattungsinstitute müsste 
für die submittierten Leistungen ca. der 3-fache Betrag bezahlt werden. Durch die 
Submittierung werden die Bestattungskosten für die Angehörigen somit nicht von 
heute Null auf viele Tausend Franken ansteigen.   
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3. Vorgeschlagene Änderungen 
 

Es wird beantragt, dass die unentgeltliche Bestattung im Kanton Basel-Stadt aufge-
hoben wird. Ausgenommen davon sind verstorbene Personen, die einen Ehepartner 
oder eine Ehepartnerin zurücklassen und deren Nachlass weniger als Fr. 20'000.- 
beträgt. Das Amt Stadtgärtnerei und Friedhöfe wird beauftragt, die ausserhalb des 
Friedhofes stattfindenden Dienstleistungen zu submittieren, um für die Einwohnerin-
nen und Einwohner einen im Wettbewerb berechneten Preis zu gewährleisten. Im 
Weiteren besteht ein sozialpolitisches Interesse möglichst kostengünstig zu wirt-
schaften, aber dabei trotzdem den Bewohner/innen des Kantons eine pietätvolle und 
schickliche Bestattung anzubieten. 

Nicht nur aus sozialpolitischen Erwägungen, sondern auch aus psychologischen 
Gründen und in Anbetracht des Zeitdruckes, dem die Angehörigen bei einem Todes-
fall ausgesetzt werden, sind diese meist nicht in der Lage, verschiedene Offerten 
einzuholen. Aufgrund dessen spielt hier kein Wettbewerb, wie dies normalerweise 
der Fall wäre.  

 
4. Finanzielle Einsparungen 

Bei einer Aufhebung der unentgeltlichen Bestattung für alle Bewohner/innen im Kan-
ton Basel-Stadt wären Einnahmen von 4,1 Millionen Franken zu erwarten. Als Grund-
lage für die Berechnung des Einsparungspotenzials wurden die Gebühren für "aus-
wärts Verstorbene" (Kantonsbürger/innen) verwendet. Diese Gebühren wurden ihrer-
seits noch nicht vollumfänglich unter dem Aspekt der Kostendeckung berechnet. Je-
denfalls beträgt die Gebühr für eine Erdbestattung Fr. 2'200.- und für eine Urnenbe-
stattung Fr. 1'800.-. Hochgerechnet mit der Anzahl zu erwartender Bestattungen 
ergibt dies den Betrag von 4,1 Millionen Franken. 

Von dieser Ausgabenreduktion ist der Einnahmenausfall bei vermögenslos Verstor-
benen abzuziehen. Eine plausible Schätzung der Anzahl vermögenslos Verstorbener 
ist zu diesem Zeitpunkt nicht möglich. Das Erbschaftsamt arbeitet an einer entspre-
chenden Erweiterung ihrer Software und stellt in Aussicht, die entsprechenden Zah-
len im November 2003 vorlegen zu können. 

  
 
5. Rechtliche Anpassungen 
 
Die Einschränkung des Anspruchs auf unentgeltliche Bestattung setzt zahlreiche Än-
derungen des Gesetzes betreffend die Bestattungen vom 9. Juli 1931 (SG 390.100) 
voraus. Ferner müssen die Friedhofordnung und die Gebührenordnung geändert und 
ergänzt werden. Die notwendige Anpassung des Bestattungsgesetzes haben wir da-
zu benutzt, weitere Änderungen oder die Aufhebung überholter oder mangelhafter 
Bestimmungen vorzuschlagen. Die einzelnen Änderungen begründen wir wie folgt: 
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§ 1: 
Diese Bestimmung ist redaktionell zu berichtigen und zu ergänzen. Entgegen ihrem 
Titel befasst sie sich nicht mit der Zuständigkeit, sondern mit den zu Bestattungen 
berechtigten Personen und mit Bestattungsplätzen. Die wesentlichen Vorschriften 
über Bestattungsplätze sind ausnahmslos in § 6 enthalten.  
 
Der Begriff Bestattungen wird im Gesetz auch für die Verrichtungen des privaten Be-
stattungsgewerbes (Einsargungen und Überführungen) verwendet. Die gesetzliche 
Aussage, Bestattungen dürften nur durch die von den zuständigen Behörden beauf-
tragten Personen vorgenommen werden, ist deshalb falsch oder zumindest missver-
ständlich. Ausserdem ist die Regelung lückenhaft. Wer nicht vom zuständigen Amt 
dazu ermächtigt ist, soll auch keine Leichen oder Urnen ausgraben und verlegen dür-
fen. Das wird im neuen Absatz 2 festgehalten. 
 
Schliesslich kann es auch nicht jedermann erlaubt sein, auf öffentlichen Friedhöfen 
Grabmäler zu setzen, zu entfernen oder zu reinigen und Gräber zu bepflanzen. Nach 
dem neuen Absatz 3 sollen zu diesen Arbeiten nur noch Personen berechtigt sein, 
die über eine Bewilligung oder einen Auftrag der zuständigen Behörde verfügen. Das 
meiste davon schreibt die Friedhofordnung zwar heute schon vor. Die vorgeschlage-
ne Ergänzung von § 1 des Bestattungsgesetzes verhilft aber dazu, Diskussionen 
über die gesetzliche Grundlage der Bewilligungspflicht zu vermeiden. 
 
 
§ 3: 
Die Bestimmungen über unentgeltliche Bestattungen sind heute ohne erkennbare 
Systematik über das ganze Gesetz verstreut. Es ist deshalb nicht möglich, sich 
schnell und umfassend darüber zu orientieren. Sie sollen deshalb - wie es heute üb-
lich ist - in einem besonderen Abschnitt des Gesetzes unter dem Titel „Kosten“ zu-
sammengefasst werden (§ 31 ff.). Was heute in § 3 steht, findet sich mit den sich aus 
dem Hauptzweck dieser Vorlage ergebenden Änderungen - der Einschränkung des 
Anspruchs auf unentgeltliche Bestattung - in § 33 wieder. 
 
 
§ 4: 
Gemäss § 4 Absatz 3 kann die zuständige Departementsvorsteherin oder der zu-
ständige Departementsvorsteher beziehungsweise die Präsidentin oder der Präsi-
dent einer Landgemeinde die Beisetzung einer Urne ausserhalb eines Friedhofs ge-
statten, wenn der Nachweis einer pietätvollen Aufbewahrung erbracht wird. Von die-
ser Ermächtigung wird immer häufiger Gebrauch gemacht. Im vergangenen Jahr 
mussten mehr als siebzig Gesuche behandelt werden. Das lässt eine Vereinfachung 
des Verfahrens als wünschbar erscheinen. Statt der zuständigen Departementsvor-
steherin oder dem zuständige Departementsvorsteher soll in Zukunft das zuständige 
Amt über die Gesuche entscheiden. 
 
 
§ 7: 
In Absatz 1 wird zwischen unentgeltlichen und entgeltlichen Gräberarten unterschie-
den. Das ist schon heute nicht richtig. Es gibt nur Personen, die Anspruch auf unent-
geltliche Bestattung haben, und Personen, die keinen Anspruch darauf haben. Auch 
im neuen Abschnitt über Kosten wird nicht zwischen unentgeltlichen und entgeltli-
chen Gräbern unterschieden, sondern zwischen gebührenpflichtigen und nicht ge-
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bührenpflichtigen Personen. Die Bezeichnungen „unentgeltlich“ und „gegen Entgelt“ 
sind deshalb ersatzlos zu streichen. 
 
In Absatz 5 heisst es, durch die Bezahlung der Gebühr werde nur ein Recht zur Bei-
setzung von Leichen und Urnen und nicht das Eigentum an Grund und Boden erwor-
ben. Das ist keine Rechtsnorm, sondern eine Feststellung. Es ist nicht möglich, durch 
Bezahlung einer Gebühr Grundeigentum zu erwerben. Da Selbstverständliches nicht 
in ein Gesetz gehört, ist auch diese Bestimmung ersatzlos zu streichen. 
 
 
§ 8 und 9: 
Vgl. die Erläuterung zu § 7 Absatz 1. 
 
 
§ 10: 
Vgl. die Erläuterung zu § 7 Absatz 1. Ob bei abgekürzter Ruhezeit eine Rückerstat-
tungspflicht besteht, hängt nicht von der Art des Grabes ab. Entscheidend ist, ob ei-
ne Gebühr erhoben worden ist oder nicht. 
 
 
§ 13: 
Nach § 13 Abs. 2 haben die Angehörigen die Gräber zu bepflanzen und zu unterhal-
ten. Sie können diese Arbeiten gegen Bezahlung einer Gebühr den Friedhofverwal-
tungen übertragen. Wie die Erfahrung gezeigt hat, kümmern sich nicht alle in ausrei-
chendem Mass um diese Aufgabe. Wenn die Friedhofanlagen gepflegt aussehen 
sollen, ist es unerlässlich, dass die Friedhofgärtnereien den Grundunterhalt sicher-
stellen. Dazu gehört der Unterhalt der winterharten Pflanzen, das Jäten und die zur 
Grundversorgung nötige Bewässerung. Für diese Leistungen soll inskünftig bei allen 
Bestattungen eine Grundgebühr erhoben werden, sofern kein Anspruch auf unent-
geltliche Bestattung besteht. Gegenstand eines besonderen Auftrags an die Fried-
hofverwaltungen kann nur noch die Anpflanzung und der weitergehende gärtnerische 
Unterhalt der Gräber sein. 
 
 
§ 14: 
Dem Titel nach handelt § 14 vom Anspruch auf Bestattung im Kantonsgebiet. Tat-
sächlich wird auch darin wieder der Anspruch auf unentgeltliche Bestattung abge-
handelt, was zu einer verwirrenden Verstrickung der Aussagen führt. Was tatsächlich 
über den Ort der Bestattung ausgesagt wird, ist relativ einfach: Im Kanton Basel-
Stadt kann bestattet werden, wer im Kantonsgebiet gewohnt oder verstorben ist, so-
wie auswärts wohnhaft gewesene oder verstorbene Bürgerinnen und Bürger von Ba-
sel, Riehen oder Bettingen, die im Kanton wohnhafte Angehörige haben. Die Land-
gemeinden können die Bestattung auf ihren Friedhöfen von ihrer Zustimmung ab-
hängig machen. Ob die Bestattung unentgeltlich ist oder bezahlt werden muss, ist 
aus den in den Erläuterungen zu § 3 genannten Gründen im Abschnitt Kosten zu re-
geln (§ 31 ff.). 
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§ 15: 
Vgl. die Erläuterungen zu § 3. Was heute in § 15 geregelt ist, ist mit den sich aus der 
Beschränkung des Anspruchs auf unentgeltliche Bestattung ergebenden Anpassun-
gen im neuen § 33 zu finden. 
 
 
§ 18: 
Was diese Bestimmung aussagt, versteht sich von selbst: Wer nicht durch eine Vor-
schrift oder eine Verfügung von der Entrichtung einer Gebühr befreit wird, hat die im 
Gebührentarif festgelegten Gebühren zu entrichten. § 18 ist daher ersatzlos zu strei-
chen. 
 
 
§ 19: 
In dieser Bestimmung wird erneut die nach der Überschrift zu regelnde Frage mit der 
Frage der Unentgeltlichkeit verwoben. Was verbleibt, wenn man diese Fragen ausei-
nander hält und die Kosten in einem besonderen Abschnitt regelt, ist banal: Alle Sär-
ge müssen den Vorschriften entsprechen. 
 
 
§ 20: 
Was diese Bestimmung über die unentgeltliche Bestattung aussagt, ist fragwürdig 
und beruht wahrscheinlich auf einem Versehen: Es ist nicht einzusehen, warum Er-
klärungen der verstorbenen Person über die Bestattungsart und weitere „Bestat-
tungsbegehren“ für die Behörden nur verbindlich sein sollen, wenn sie unentgeltliche 
Leistungen des Kantons betreffen. Umgekehrt kann eine Erklärung der verstorbenen 
Person bei unentgeltlicher Bestattung keinen Anspruch auf andere oder weiterge-
hende als die von Gesetzes wegen gebührenfreien Leistungen verschaffen, wenn 
nicht Dritte für die Kosten aufkommen.  
 
§ 24 und 25: 
Die beiden Bestimmungen handeln von der Einsargung und der Überführung der 
Leichen auf einen Friedhof, d.h. von den durch das private Bestattungsgewerbe er-
brachten Dienstleistungen. Sie wurden bisher allen Verstorbenen mit Wohnsitz im  
Kanton unentgeltlich angeboten. Neu sollen sie nur noch Verstorbenen, die einen 
Ehegatten oder eine Ehegattin hinterlassen und deren Nachlass Fr. 20'000.- nicht 
übersteigt, unentgeltlich zustehen. Wenn kein Anspruch auf unentgeltliche Bestat-
tung besteht, sollen sie gegen Gebühr angeboten werden. Damit soll gewährleistet 
werden, dass die Angehörigen diese Leistungen zu einem nach den Gesetzen des 
Marktes gebildeten Preis beziehen können, ohne mit den Bestattungsunternehmen 
verhandeln zu müssen. Auf Einzelheiten wird im allgemeinen Teil dieses Ratschlags 
eingegangen. Damit nicht in zwei Paragraphen mit praktisch den gleichen Worten auf 
das gebührenpflichtige Angebot hingewiesen werden muss, werden .§ 24 und 25 
zusammengelegt. 
 
Der zweite Satz von § 25 ist zu streichen. Das zuständige Amt besorgt die Überfüh-
rung der Leichen nicht selbst, sondern erteilt nur die dazu nötigen Aufträge an das 
private Bestattungsgewerbe nach den Vorschriften über öffentliche Beschaffungen. 
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§ 26: 
Diese Bestimmung ist durch die Gepflogenheiten überholt worden. Heute werden 
Leichen nur noch auf Wunsch der zu Anordnungen über die Bestattung berechtigten 
Personen aufgebahrt. Bei Kremation wird der Sarg schon am Abend des Vortages 
geschlossen. 
 
 
27: 
Das Gesundheitsamt wurde durch Regierungsratsbeschluss vom 28. November 
2000 in „Gesundheitsdienste“ umbenannt. 
 
 
§ 28: 
Die gesetzlichen Vorschriften über das Leichengeleite entsprechen nicht mehr den 
Gepflogenheiten. Da sich die Friedhöfe wenn möglich nach den Wünschen der An-
gehörigen richten, sind gesetzliche Vorschriften darüber auch nicht nötig. Für die 
Gebühren wird in § 31 eine umfassende gesetzliche Grundlage geschaffen. § 28 ist 
daher ersatzlos zu streichen.  
 
 
§ 30: 
Die in § 29 a geltenden Gesetzes zu findende Regelung über Bewilligungen für pri-
vate Bestattungsunternehmen muss geändert werden, weil sie zum Teil nicht sach-
gerecht ist und zum Teil den Vorschriften des Bundesgesetzes über den Binnen-
markt (BGBM) vom 6. Oktober 1995 und dem GATT/WTO-Übereinkommen über das 
öffentliche Beschaffungswesen vom 15. April 1994 widerspricht. Nach Art. 1-4 BGBM 
darf der Zugang zum Markt nicht von einem Sitz oder einer Niederlassung im Kanton 
abhängig gemacht werden. Es ist deshalb auch nicht sachgerecht, die Bewilligungs-
pflicht auf Firmen zu beschränken, die ein Bestattungsunternehmen im Kanton Ba-
sel-Stadt betreiben wollen. Entscheidend kann nur sein, ob ein Unternehmen im Kan-
ton Basel-Stadt Bestattungsdienstleistungen anbieten will (Absatz 1). Die Bewilligung 
darf nicht davon abhängig gemacht werden, dass die verantwortliche Person „im Be-
sitze des Fachausweises der vom BIGA anerkannten Ausbildung mit abschliessen-
der Berufsprüfung“ (gemeint ist das eidgenössische Fähigkeitszeugnis nach der Ge-
setzgebung über die Berufsbildung) ist, weil das auf eine nach Art. III des 
GATT/WTO-Übereinkommens verbotene Diskriminierung von Ausländern hinaus-
läuft. Neu soll daher nur noch verlangt werden, dass die verantwortliche Person Ge-
währ für eine fachgerechte Ausführung der Arbeiten bietet. Dieser Nachweis kann 
auch mit einer anderen als der vom BIGA anerkannten Ausbildung oder mit einem 
ausländischen Fachausweis erbracht werden (Absatz 2). Nach § 29a Abs. 3 des gel-
tenden Gesetzes dürfen „im Zeitpunkt der Wirksamkeit der Gesetzesänderung“ (ge-
meint ist die Gesetzesänderung vom 29. November 1996) im Kanton domizilierte Be-
stattungsunternehmen ihre Tätigkeit ohne Bewilligung weiter ausüben. Das ist bun-
desrechtswidrig, weil der Zugang zum Markt nicht von einem Domizil im Kanton ab-
hängig gemacht werden darf (siehe oben). Es ist zudem höchstens so lange sachge-
recht und mit dem Gleichheitsgebot vereinbar, als das Unternehmen unter der glei-
chen Leitung steht wie bei der Gesetzesänderung vom 29. November 1996. Mit dem 
neuen Absatz 3 von § 30 werden diese Mängel behoben. Ob eine Bewilligungspflicht 
besteht, hängt nur noch davon ab, ob das Bestattungsunternehmen unter der Leitung 
einer Person steht, die schon vor dem 1. Januar 1997 in dieser Funktion im Kanton 
Basel-Stadt tätig war (lit. a). Bestattungsunternehmen, die am Ort ihres Sitzes oder 



 9

ihrer Niederlassung zur Ausübung des Bestattungsgewerbes berechtigt sind, sind 
nach Art. 2 Abs. 1 des Binnenmarktgesetzes ganz von der Bewilligungspflicht zu be-
freien (lit. b). 
 
 
§ 31-35: 
In diesen Paragraphen werden die heute über das ganze Gesetz verteilten Vorschrif-
ten über entgeltliche und unentgeltliche Leistungen zusammengefasst und der be-
schlossenen Beschränkung des Anspruchs auf unentgeltliche Bestattung angepasst. 
Warum der Kreis der Anspruchsberechtigten eingeschränkt werden muss, wird im 
allgemeinen Teil dieses Ratschlags dargelegt. 
 
§ 31 hält die Regel fest, dass Leistungen der öffentlichen Verwaltung gebührenpflich-
tig sind. Ferner wird bestimmt, dass die Höhe der Gebühren durch Verordnung oder 
einen Gemeindeerlass festzulegen sind. 
 
§ 32 bestimmt, unter welchen Umständen die Gebühren im Einzelfall ermässigt oder 
erlassen werden können. Der in lit. a festgehaltene Grundsatz, dass die einzelne 
Gebühr nicht in einem offensichtlichen Missverhältnis zum Wert der Leistung stehen 
darf, wird vom Bundesgericht aus dem Verfassungsrecht (Verhältnismässigkeitsprin-
zip) abgeleitet und ist deshalb auch für den kantonalen Gesetzgeber verbindlich. Lit. 
b enthält die im Gebührenrecht übliche Härteklausel in leicht abgewandelter Form: 
Ein Härtefall darf nur angenommen werden, wenn und soweit die Gebühren nicht 
durch die Erbschaft gedeckt sind. Ebenfalls üblich ist, was in lit. c festgehalten ist: 
Gebühren können ermässigt oder erlassen werden, wenn ein erhebliches öffentli-
ches Interesse an einer Leistung besteht. In einem Bestattungsgesetz muss aller-
dings auch dieser Erlassgrund eingeschränkt werden: Das öffentliche Interesse darf 
sich nicht im Interesse an einer ordnungsgemässen Bestattung erschöpfen.  
 
§ 33 Abs. 1 legt fest, wer Anspruch auf unentgeltliche Bestattung hat. Nach gelten-
dem Recht sind im Kanton Verstorbene, die im Zeitpunkt ihres Todes im Kanton Ba-
sel-Stadt Wohnsitz hatten, unentgeltlich zu bestatten. In Zukunft sollen nur noch Per-
sonen unentgeltlich bestattet werden, die einen Ehegatten oder eine Ehegattin hin-
terlassen und deren Nachlass Fr. 20'000.- nicht übersteigt. Der Kreis der Anspruchs-
berechtigten wird also eingeschränkt auf Personen, die eine Ehegattin oder einen 
Ehegatten hinterlassen und kein oder nur ein unbedeutendes Vermögen äufnen 
konnten. Ferner soll der Anspruch auf unentgeltliche Bestattung nur noch gewährt 
werden, wenn die Kosten nicht durch Dritte zu tragen sind. Als Dritte, die zur Kosten-
tragung verpflichtet sind, kommen vor allem Versicherungsgesellschaften in Frage. 
 
 
Abgesehen von Verstorbenen mit Anspruch auf unentgeltliche Bestattung ist nach 
§ 3 Abs. 2 des Bestattungsgesetzes unentgeltlich zu kremieren, wer im Kantonsge-
biet mittellos verstorben ist und keine zur Kostentragung verpflichteten Verwandten 
hat. Diese Bestimmung ist zu einschränkend formuliert. Zur Kostentragung verpflich-
tet können nicht nur Verwandte sein, sondern z.B. auch Versicherungsgesellschaften 
und vor allem die Wohnsitzgemeinde. Wenn der Kanton seine Kosten nicht abwälzen 
kann, muss er nicht nur für die Kremation, sondern für die ganze Bestattung auf-
kommen. Mit diesen Änderungen wurde § 3 Abs. 2 in den neuen § 33 überführt 
(lit. b). 
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§ 33 Abs. 2 verpflichtet das Erbschaftsamt, der für die Friedhöfe zuständigen Behör-
de die zur Abklärung der Anspruchsberechtigung nötigen Daten bekannt zu geben. 
Damit werden diese Behörden von ihrer Geheimhaltungspflicht entbunden, die ihnen 
das Datenschutzgesetz auferlegt. 
 
 
In § 34:Absatz 1 werden die bei unentgeltlicher Bestattung gebührenfreien Leistun-
gen einzeln aufgezählt. Inhaltlich entspricht die Bestimmung § 15 Abs. 1 des gelten-
den Gesetzes. Die Änderungen sind nur redaktioneller und sprachlicher Art. Aus dem 
Begriff „gebührenfrei“ ergibt sich, dass damit nur Leistungen der öffentlichen Verwal-
tung des Kantons Basel-Stadt oder einer Landgemeinde gemeint sein können; denn 
andere Gemeinwesen kann der Kanton Basel-Stadt nicht zum Erlass von Gebühren 
verpflichten.  
 
Unter Umständen ist es nicht möglich oder nicht zweckmässig, für die Bestattung 
ausschliesslich Leistungen des Kantons Basel-Stadt in Anspruch zu nehmen. Das gilt 
besonders dann, wenn eine Person mit Wohnsitz im Kanton Basel-Stadt auswärts 
verstirbt. Wenn es die zu Anordnungen über die Bestattung berechtigten Personen 
wünschen, ist es auch nicht ausgeschlossen, die auswärts verstorbene Person aus-
serhalb des Kantons zu bestatten. In diesen Fällen kann der Kanton Basel-Stadt an-
deren Körperschaften oder Firmen die Kosten vergüten, die ihm für seine Leistungen 
entstanden wären (Absatz 2). 
 
Ist der Tod ausserhalb des Kantonsgebietes erfolgt, kann der Kanton gemäss § 15 
Abs. 2 des Bestattungsgesetzes auf entsprechendes Gesuch hin einen Beitrag an 
einen entsprechenden einfachen Sarg entrichten, der in der Höhe dem Preis des ein-
fachen Basler Sarges entspricht. Die Kosten der Einsargung, des Leichenhemdes 
und der Überführung der verstorbenen Person vom Sterbeort bis auf einen basel-
städtischen Friedhof gehen in diesem Fall zu Lasten der Hinterlassenschaft. Eine 
dem § 15 Abs. 2 entsprechende Bestimmung findet sich in § 34 Abs. 3 des revidier-
ten Gesetzes.  
 
 
§ 35 entspricht im Wesentlichen § 15 Abs. 3 des geltenden Gesetzes. Ein Anspruch 
auf unentgeltliche Lieferung des einfachen Sarges inklusive Einsargung und eines 
einfachen Leichenhemdes besteht allerdings nur bei Todesfällen im Kanton Basel-
Stadt. Wenn eine im Kanton Basel-Stadt verstorbene Person nicht im Kanton Basel-
Stadt beigesetzt werden soll, beschränkt sich die Leistung des Kantons Basel-Stadt 
auf die Lieferung eines einfachen Sarges Und die Kremation im Kanton Basel-Stadt.  
 
 
 
6. Antrag 
 
Gestützt auf die vorstehenden Ausführungen beantragt der Regierungsrat dem 
Grossen Rat, den nachstehenden Entwurf zu einer Anpassung des Gesetzes über 
die Bestattungen anzunehmen. 
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 IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES 
 Der Präsident: 

 Dr. Christoph Eymann 

 Der Staatsschreiber: 

 Dr. Robert Heuss 

Anhang: 

− Gesetzesentwurf 

− Synoptische Darstellung der Gesetzesänderungen 
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Gesetz betreffend die Bestattungen 

Änderung vom 
 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, auf Antrag des Regierungsrates, be-
schliesst: 

 
 
I. 
Das Gesetz betreffend die Bestattungen vom 9. Juli 1931 wird wie folgt geändert: 
 
§ 1  samt Abschnittstitel davor erhalten folgende neue Fassung: 

I. BERECHTIGTE PERSONEN 

§ 1. Leichen einsargen, transportieren und bestatten dürfen nur Personen, die durch 
eine gesetzliche Vorschrift oder eine behördliche Zulassung dazu ermächtigt sind. 
2Auf öffentlichen Friedhöfen dürfen Leichen und Urnen nur durch die von den zu-
ständigen Behörden damit beauftragten Personen transportiert, beigesetzt, ausge-
graben oder verlegt werden. 
3Wer auf öffentlichen Friedhöfen Grabmäler setzen, entfernen oder unterhalten oder 
gewerbsmässig Gräber bepflanzen will, bedarf einer Bewilligung oder eines Auftrags 
der zuständigen Behörde. 
 
 
§ 3  samt Abschnittstitel davor werden aufgehoben. 
 
 
§ 4 Abs. 3 erhält folgende neue Fassung: 
3Das zuständige Amt beziehungsweise die Präsidentin oder der Präsident einer 
Landgemeinde kann die Beisetzung einer Urne ausserhalb eines Friedhofs gestat-
ten, wenn der Nachweis einer pietätvollen Aufbewahrung erbracht wird. 
 
 
§ 7 erhält folgende neue Fassung: 

§ 7. Auf den öffentlichen Friedhöfen bestehen folgende Gräberarten: 
a) Reihengräber für eingesargte Leichen; 
b) Reihengräber für Urnen; 
c) Gemeinschaftsgräber; 
d) Familiengräber für eingesargte Leichen und Urnen; 
e) Urnennischen; 
f) grössere Beisetzungsstätten für Gemeinschaften usw. 
2Die Ausmasse der Reihengräber und der Gemeinschaftsgräber werden vom zu-
ständigen Departement bzw. für Friedhöfe der Landgemeinden vom zuständigen 
Gemeinderat bestimmt. 
3Familiengräber werden nur soweit abgegeben, als der verfügbare Grund und Boden 
dies gestattet. Das Nähere über Art und Grösse der Familiengräber auf den vom 
Kanton betriebenen Friedhöfen und über die für ihre Benützung geltenden Vor-
schriften wird vom Regierungsrat auf dem Verordnungswege festgesetzt. 
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4Die Landgemeinden können für die auf ihrem Gebiet gelegenen Friedhöfe eigene 
Vorschriften über Art und Grösse der Gräber und die Benützung der Friedhofanlagen 
und die für Familiengräber erlassen. 
 
 
In § 8 Abs. 1 wird das Wort „unentgeltlichen“ gestrichen. 
 
 
In § 9 Abs. 1 wird das Wort „unentgeltlichen“ gestrichen. 
 
 
§ 10 erhält folgende neue Fassung: 

§ 10. Bei Mangel an Grund und Boden können der Regierungsrat und die zuständi-
gen Gemeinderäte die zwanzigjährige Ruhezeit für einen ganzen Friedhof oder Teile 
davon abkürzen, wenn keine hygienischen Bedenken bestehen.   
2Bei Abkürzung der Ruhezeit erfolgt eine verhältnismässige Rückvergütung der be-
zahlten Gebühren. 
 
 
§ 13 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 
2Die zuständige Friedhofverwaltung besorgt den Rückschnitt der winterharten Dau-
eranpflanzung und die zur Grundversorgung nötige Bewässerung sowie das Jäten 
der Grabfelder auf dem gesamten Friedhofareal. Die Angehörigen können sie oder 
ein zugelassenes Gartenbauunternehmen mit der Anpflanzung und dem weiterge-
henden gärtnerischen Unterhalt von Gräbern beauftragen. 
 
 
§ 14  samt Titel  erhält folgende neue Fassung: 

Ort der Bestattung 

§ 14. Anspruch auf Bestattung im Kantonsgebiet haben: 
a) Personen, die im Zeitpunkt ihres Ablebens im Kantonsgebiet wohnhaft gewesen 

sind; 
b) Personen, die im Kantonsgebiet verstorben sind; 
c) Auswärts wohnhaft gewesene und auswärts verstorbene Bürgerinnen und Bürger 

von Basel, Riehen und Bettingen, die im Kanton wohnhafte Angehörige haben.  
2Die Beisetzung auf einem Friedhof der Landgemeinden kann von deren ausdrückli-
cher Zustimmung abhängig gemacht werden. 
 
 
§ 15  wird aufgehoben. 
 
 
§ 18  wird aufgehoben. 
 
 
§ 19  samt Titel  erhält folgende neue Fassung: 
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Särge 

§ 19. Särge müssen den vom zuständigen Departement erlassenen Vorschriften ent-
sprechen. 
 
 
§ 20 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 
2Liegt eine Erklärung der verstorbenen Person über die Bestattungsart gemäss § 5 
dieses Gesetzes oder über weitere Bestattungsbegehren vor, ist das zuständige Amt 
bei der Anordnung der Bestattung auf Kantonsgebiet an die darin enthaltenen An-
weisungen gebunden, soweit diese durchführbar und kontrollierbar sind und nicht 
den guten Sitten widersprechen. Bei unentgeltlicher Bestattung sind Begehren um 
andere oder weitergehende als die nach diesem Gesetz gebührenfreien Leistungen 
nur verbindlich, wenn die Finanzierung gesichert ist.  
 
 
§ 24  samt Titel  erhält folgende neue Fassung: 

Einsargung und Überführung 

§ 24. Vor der Leichenschau darf die Leiche nicht eingesargt werden. Der Sarg soll 
bis zur Abholung in die Leichenhalle geöffnet bleiben. 
2Die Überführung der Leiche nach dem Friedhof soll möglichst bald nach eingetrete-
nem Tode erfolgen. 
3Für Einsargungen und Überführungen innerhalb des Kantons Basel-Stadt können 
die zu Anordnungen über die Bestattung berechtigten Personen gegen Gebühr das 
vom zuständigen Amt beauftragte Unternehmen beiziehen. 
 
 
§ 25 wird aufgehoben. 
 
 
§ 26 erhält folgende neue Fassung: 

§ 26. Auf Wunsch der Angehörigen werden nichtinfektiöse Leichen bis zur Bestat-
tung in der Leichenhalle aufgebahrt. Die Aufbahrung erfolgt in einzelnen Zellen, in 
denen der Sarg bis ½ Stunde vor der Trauerfeier bzw. Bestattung offen bleibt. Bei 
Kremation wird der Sarg am Abend des Vortages geschlossen. 
2Die Angehörigen haben bei der Anmeldung des Todesfalles zu erklären, ob die Lei-
che allgemein oder nur gegen Ausweiskarten besichtigt werden darf. 
 
 
In § 27 werden die Wörter „des Gesundheitsamtes“ durch „der Gesundheitsdienste“ 
ersetzt. 
 
 
§ 28  wird aufgehoben. 
 
 
§ 29a  wird aufgehoben. 
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§ 30 Titel  erhält folgende neue Fassung: 

Bestattungsunternehmen 

§ 30. Wer im Kanton ein Bestattungsdienstleistungen anbieten will, bedarf einer Be-
willigung des zuständigen Amtes. 
2Die Bewilligung wird Unternehmen erteilt, deren verantwortliche Person eine fachge-
rechte Ausführung der Arbeiten gewährleistet und einen guten Leumund hat. 
3Keiner Bewilligung bedürfen: 
a) Bestattungsunternehmen unter Leitung von Personen, die schon vor dem 

1. Januar 1997 in dieser Funktion im Kanton Basel-Stadt tätig waren.  
b) Bestattungsunternehmen, die am Ort ihres Sitzes oder ihrer Niederlassung zur 

Ausübung des Bestattungsgewerbes berechtigt sind. 
 
 
ES WIRD FOLGENDER NEUER ABSCHNITTSTITEL VII. MIT DEN §§ 31-35 EIN-
GEFÜGT: VII. KOSTEN 
 
 
Gebühren 

§ 31. Zur Deckung der Kosten der in diesem Gesetz vorgesehenen Leistungen des 
Kantons werden Gebühren erhoben. 
2Der Regierungsrat legt den Gebührentarif durch Verordnung fest. 
3Die Gebühren für Leistungen der Landgemeinden werden von den zuständigen 
Gemeindebehörden festgelegt. 
 
 
Gebührenerlass 

§ 32. Das zuständige Amt kann Gebühren ganz oder teilweise erlassen: 
a) wenn sie in einem offensichtlichen Missverhältnis zum Wert der Leistung stehen; 
b) wenn sie nicht durch die Erbschaft gedeckt sind und ihre Erhebung für die Pflichti-

gen eine besondere Härte bedeuten würde; 
c) wenn ein erhebliches, über das Interesse an der Bestattung hinausgehendes öf-

fentliches Interesse an einer Leistung besteht. 
 
 
Unentgeltliche Bestattung 

§ 33. Unentgeltlich bestattet werden: 
a) im Kanton Verstorbene mit letztem Wohnsitz im Kanton, sofern die verstorbene 

Person einen Ehepartner oder eine Ehepartnerin zurücklässt und der Nachlass 
weniger als Fr. 20'000.- beträgt. Dieser Anspruch besteht nicht in Fällen, in denen 
die Bestattungskosten durch Dritte zu tragen sind; 

b) Personen, die im Kantonsgebiet mittellos verstorben sind, wenn niemand sonst 
für ihre Bestattung sorgen oder für die Bestattungskosten aufkommen muss. 

2Das Erbschaftsamt  ist verpflichtet, der für die Friedhöfe zuständigen Behörde die 
zur Abklärung der Anspruchsberechtigung nötigen Daten zur Verfügung zu stellen. 
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§ 34. Bei unentgeltlicher Bestattung sind folgende Leistungen gebührenfrei: 
a) die Lieferung eines einfachen Sarges und eines einfachen Leichenhemdes; 
b) die Einsargung; 
c) die Überführung der verstorbenen Person auf einen Friedhof im Kanton Basel-

Stadt; 
d) die Aufbahrung der verstorbenen Person in einem Aufbahrungsraum; 
e) die Überlassung der Räume und Einrichtungen für die Abdankung; 
f) der Orgeldienst während der Abdankung; 
g) die Überlassung eines Erd- oder Urnenreihengrabes für die Dauer der gesetzli-

chen Ruhezeit; 
h) bei Erdbestattungen die Überführung der verstorbenen Person vom Friedhofge-

bäude bis zum Grabe und deren Beisetzung; 
i) bei Kremation die Einäscherung der verstorbenen Person und die Lieferung und 

Beisetzung der Urne in einem Grabe. 
2Wenn es nicht möglich oder nicht zweckmässig ist, gebührenfreie Leistungen des 
Kantons Basel-Stadt in Anspruch zu nehmen, vergütet der Kanton auf Gesuch die 
Kosten, die ihm für diese Leistungen entstanden wären.  
3Ist der Tod ausserhalb des Kantonsgebietes erfolgt, kann der Kanton auf entspre-
chendes Gesuch hin einen Beitrag an einen entsprechenden einfachen Sarg entrich-
ten, der in der Höhe dem Preis des einfachen Basler Sarges entspricht. Die Kosten 
der Einsargung, des Leichenhemdes und der Überführung der verstorbenen Person 
vom Sterbeort bis auf einen baselstädtischen Friedhof gehen zu Lasten der Hinter-
lassenschaft. 
 
 

§ 35. Soll eine im Kanton verstorbene Person nicht im Kanton Basel-Stadt beigesetzt 
werden, beschränkt sich der Anspruch auf unentgeltliche Bestattung auf die Liefe-
rung des einfachen Sarges inklusive Einsargung und eines einfachen Leichenhem-
des. In diesen Fällen wird kein Beitrag an einen privaten Sarg entrichtet. Soll die ver-
storbene Person hier kremiert, die Urne aber ausgeführt werden, so erfolgen alle 
Leistungen bis zur Übergabe der Urne unentgeltlich. 
 
 
Die bisherigen §§ 30 und 31 werden zu §§ 36 und 37 und erhalten folgenden neuen 
Abschnittstitel VIII.: 

VIII. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
 
 
II. 
Diese Änderung ist zu publizieren; sie unterliegt dem Referendum und wird nach Ein-
tritt der Rechtskraft wirksam. 
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Gesetz betreffend die Bestattungen: Synoptische Darstellung der geltenden 
und der vom Baudepartement beantragten neuen Fassung 

Gesetz betreffend die Bestattungen 

Vom 9. Juli 1931 

beantragte neue Fassung: 

  
  

I. ZUSTÄNDIGKEIT 

§ 1. Bestattungen dürfen nur durch die von den 
zuständigen Behörden hiezu beauftragten Perso-
nen und nur an den von den zuständigen Behör-
den hiefür bestimmten Plätzen vorgenommen 
werden. 

I. BERECHTIGTE PERSONEN 

§ 1. Leichen einsargen, transportieren und bestat-
ten dürfen nur Personen, die durch eine gesetzli-
che Vorschrift oder eine behördliche Zulassung 
dazu ermächtigt sind. 
2Auf öffentlichen Friedhöfen dürfen Leichen und 
Urnen nur durch die von den zuständigen Behör-
den damit beauftragten Personen transportiert, 
beigesetzt, ausgegraben oder verlegt werden. 
3Wer auf öffentlichen Friedhöfen Grabmäler set-
zen, entfernen oder unterhalten oder gewerbs-
mässig Gräber bepflanzen will, bedarf einer Bewil-
ligung oder eines Auftrags der zuständigen Be-
hörde. 

  
  

III. UNENTGELTLICHE BESTATTUNG 
 

§ 3. Die Bestattung von verstorbenen, im Zeit-
punkt des Ablebens im Kantonsgebiet wohnhaft 
gewesenen Personen erfolgt im Rahmen der 
Bestimmungen dieses Gesetzes unentgeltlich. 

§ 3 samt Abschnittstitel davor werden aufgeho-
ben. 

 

2Kümmert sich niemand um die verstorbene Per-
son und ist diese nachweislich mittellos verstor-
ben oder sind keine zur Kostentragung verpflich-
teten Verwandten vorhanden, erfolgt die Kremati-
on zu Lasten des Kantons, auch wenn kein An-
spruch auf unentgeltliche Bestattung besteht. 
  
  
§ 4. P  
3Ausnahmsweise können die zuständige Depar-
tementsvorsteherin oder der zuständige Departe-
mentsvorsteher beziehungsweise die Präsidentin 
oder der Präsident einer Landgemeinde die Bei-
setzung einer Urne ausserhalb eines Friedhofs 
gestatten, wenn der Nachweis einer pietätvollen 
Aufbewahrung erbracht wird. 

3Das zuständige Amt beziehungsweise die Präsi-
dentin oder der Präsident einer Landgemeinde 
kann die Beisetzung einer Urne ausserhalb eines 
Friedhofs gestatten, wenn der Nachweis einer 
pietätvollen Aufbewahrung erbracht wird. 
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Gräber  

§ 7. Auf den öffentlichen Friedhöfen bestehen 
folgende Gräberarten: 
1. Unentgeltlich: 
a) Reihengräber für eingesargte Leichen; 
b) Reihengräber für Urnen; 
c) Gemeinschaftsgräber. 
2. Gegen Entgelt: 
a) Familiengräber für eingesargte Leichen 
und Urnen; 
b) Urnennischen; 
c) grössere Beisetzungsstätten für Gemein-
schaften usw. 

§ 7. Auf den öffentlichen Friedhöfen bestehen 
folgende Gräberarten: 
 
a) Reihengräber für eingesargte Leichen; 
b) Reihengräber für Urnen; 
c) Gemeinschaftsgräber; 
 
d) Familiengräber für eingesargte Leichen   
und Urnen; 
e) Urnennischen; 
f) grössere Beisetzungsstätten für Gemein-
schaften usw. 

2Die Ausmasse der verschiedenen unentgeltlichen 
Gräber werden vom zuständigen Departement 
bzw. für Friedhöfe der Landgemeinden vom zu-
ständigen Gemeinderat bestimmt. 

2Die Ausmasse der Reihengräber und der Ge-
meinschaftsgräber werden vom zuständigen De-
partement bzw. für Friedhöfe der Landgemeinden 
vom zuständigen Gemeinderat bestimmt. 

3Familiengräber werden nur soweit abgegeben, 
als der verfügbare Grund und Boden dies gestat-
tet. Das Nähere über Art und Grösse der Famili-
engräber auf den vom Kanton betriebenen Fried-
höfen, über die für ihre Benützung geltenden Vor-
schriften und die dafür zu entrichtenden Gebühren 
wird vom Regierungsrat auf dem Verordnungswe-
ge festgesetzt. 

3Familiengräber werden nur soweit abgegeben, 
als der verfügbare Grund und Boden dies gestat-
tet. Das Nähere über Art und Grösse der Famili-
engräber auf den vom Kanton betriebenen Fried-
höfen und über die für ihre Benützung geltenden 
Vorschriften wird vom Regierungsrat auf dem 
Verordnungswege festgesetzt. 

4Die Landgemeinden können für die auf ihrem 
Gebiet gelegenen Friedhöfe eigene Vorschriften 
über Art und Grösse der Gräber, die Benützung 
der Friedhofanlagen und die für Familiengräber 
und für andere Dienstleistungen zu verlangenden 
Gebühren erlassen. 

4Die Landgemeinden können für die auf ihrem 
Gebiet gelegenen Friedhöfe eigene Vorschriften 
über Art und Grösse der Gräber und die Benüt-
zung der Friedhofanlagen und die für Familien-
gräber erlassen. 

5Durch die Bezahlung der Gebühr für ein Fami-
liengrab wird nur das Recht erworben, darin zu 
den in der Urkunde angegebenen Bedingungen 
die zulässige Zahl von Leichen oder Urnen bei-
setzen zu dürfen; Grund und Boden bleiben Ei-
gentum des Kantons oder der Gemeinde. 

aufgehoben 

  
  
Beisetzungen in Reihengräbern 

§ 8. Alle Leichen und Urnen, die in unentgeltlichen 
Reihengräbern beigesetzt werden sollen, sind in 
fortlaufender Reihenfolge auf dem ihrer Bestat-
tungsart entsprechenden Teil des Friedhofs zu 
bestatten. Kinder werden nach Möglichkeit in ei-
nem separaten Kindergrabfeld beigesetzt. Wün-
sche der Angehörigen sind womöglich zu berück-
sichtigen, soweit diese im Rahmen der gesetzli-
chen Vorschriften liegen. 

Beisetzungen in Reihengräbern 

§ 8. Alle Leichen und Urnen, die in Reihengräbern 
beigesetzt werden sollen, sind in fortlaufender 
Reihenfolge auf dem ihrer Bestattungsart ent-
sprechenden Teil des Friedhofs zu bestatten. 
Kinder werden nach Möglichkeit in einem separa-
ten Kindergrabfeld beigesetzt. Wünsche der An-
gehörigen sind womöglich zu berücksichtigen, 
soweit diese im Rahmen der gesetzlichen Vor-
schriften liegen. 

  
  
Ruhezeit 

§ 9. Die Ruhezeit der unentgeltlichen Reihengrä-
ber beträgt 20 Jahre. Nach Ablauf dieser Zeit 
können die Gräber abgeräumt und für eine weite-
re Ruhezeit von 20 Jahren verwendet werden. 

Ruhezeit 

§ 9. Die Ruhezeit der Reihengräber beträgt 20 
Jahre. Nach Ablauf dieser Zeit können die Gräber 
abgeräumt und für eine weitere Ruhezeit von 20 
Jahren verwendet werden. 
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Abgekürzte Ruhezeit 

§ 10. Der Regierungsrat bzw. die zuständigen 
Gemeinderäte können bei Mangel an Grund und 
Boden, und wenn keine hygienischen Bedenken 
bestehen, die zwanzigjährige Ruhezeit für einen 
ganzen Friedhof oder Teile davon abkürzen. Die 
Abkürzung der Mindestruhezeit gibt den Angehö-
rigen der in einem unentgeltlichen Grabe beige-
setzten Personen keinerlei Anspruch auf Ent-
schädigung. 

Abgekürzte Ruhezeit 

§ 10. Bei Mangel an Grund und Boden können 
der Regierungsrat und die zuständigen Gemein-
deräte die zwanzigjährige Ruhezeit für einen gan-
zen Friedhof oder Teile davon abkürzen, wenn 
keine hygienischen Bedenken bestehen.  

2Für Familiengräber und grössere Beisetzungs-
stätten erfolgt bei Abkürzung der Ruhezeit eine 
verhältnismässige Rückvergütung der bezahlten 
Gebühren. 

2Bei Abkürzung der Ruhezeit erfolgt eine verhält-
nismässige Rückvergütung der bezahlten Gebüh-
ren. 

  
  
§ 13. P  
2Die Anpflanzung und der gärtnerische Unterhalt 
von Gräbern sind Sache der Angehörigen. Für 
vom Kanton betriebene Friedhöfe können sie 
auch dem zuständigen Amt und für von den 
Landgemeinden betriebene Friedhöfe den zu-
ständigen Gemeindebehörden gegen Entrichtung 
der vom Regierungsrat bzw. den Landgemeinden 
festgesetzten Gebühren oder privaten Garten-
bauunternehmen in Auftrag gegeben werden. Die 
kantonalen Gebühren sind kostendeckend festzu-
legen. 

2Die zuständige Friedhofverwaltung besorgt den 
Rückschnitt der winterharten Daueranpflanzung 
und die zur Grundversorgung nötige Bewässe-
rung auf dem ganzen Friedhofareal. Die Angehö-
rigen können sie oder ein zugelassenes Garten-
bauunternehmen mit der Anpflanzung und dem 
weitergehenden gärtnerischen Unterhalt von Grä-
bern beauftragen. 

  
  

V. DIE BESTATTUNG 
 

Anspruch auf Bestattung im Kantonsgebiet Ort der Bestattung 

§ 14. Die Bestattung ist unentgeltlich für alle ver-
storbenen Personen, die im Zeitpunkt ihres Able-
bens im Kantonsgebiet wohnhaft gewesen sind, 
auch wenn sie auswärts verstorben sind. 

§ 14. Anspruch auf Bestattung im Kantonsgebiet 
haben: 
a) Personen, die im Zeitpunkt ihres Ablebens im 

Kantonsgebiet wohnhaft gewesen sind; 
b) Personen, die im Kantonsgebiet verstorben 

sind; 
c) Auswärts wohnhaft gewesene und auswärts 

verstorbene Bürgerinnen und Bürger von Ba-
sel, Riehen und Bettingen, die im Kanton 
wohnhafte Angehörige haben.  

2Keinen Anspruch auf unentgeltliche Bestattung 
haben alle übrigen im Kantonsgebiet verstorbe-
nen Personen. Sie können gegen Bezahlung der 
vom Regierungsrat bzw. von den Gemeinderäten 
festgesetzten Gebühren auf einem Friedhof im 
Kanton beigesetzt werden. Die Beisetzung auf 
einem Friedhof der Landgemeinden kann von 
deren ausdrücklicher Zustimmung abhängig ge-
macht werden. 

2Die Beisetzung auf einem Friedhof der Landge-
meinden kann von deren ausdrücklicher Zustim-
mung abhängig gemacht werden. 

3Auswärts wohnhaft gewesene und auswärts ver-
storbene Bürgerinnen und Bürger von Basel, die 
im Kanton wohnhafte Angehörige haben, können 
auf einem Basler Friedhof beigesetzt werden. Die 
vom Regierungsrat festgesetzten Gebühren sind 
zu entrichten. 

aufgehoben 
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4Auswärts wohnhaft gewesene und auswärts ver-
storbene Bürgerinnen und Bürger der Landge-
meinden, die in den betreffenden Landgemeinden 
wohnhafte Angehörige haben, können mit Bewilli-
gung der zuständigen Gemeindebehörde auf den 
gemeindeeigenen Friedhöfen beigesetzt werden. 
Die Gemeinderäte legen die zu bezahlenden Ge-
bühren fest. 

aufgehoben 

  
  
Leistungen bei unentgeltlicher Bestattung 

§ 15. Für Anspruchsberechtigte gemäss § 14 
Abs.1 sind folgende Leistungen unentgeltlich: 

a) Die Lieferung eines einfachen Sarges inkl. 
Einsargung und eines einfachen Leichen-
hemdes; 

b) die Überführung der verstorbenen Person 
auf einen Friedhof im Kanton Basel-Stadt; 

c) die Aufbahrung der verstorbenen Person 
in einem Aufbahrungsraum; 

d) die Zurverfügungstellung der Räume und 
Einrichtungen für die Abdankungsfeier 
inkl. Orgelspiel; 

e) die Benützung eines Erd- oder Urnenrei-
hengrabes für die Dauer der gesetzlichen 
Ruhezeit; 

f) bei Erdbestattungen die Überführung der 
verstorbenen Person 

g) vom Friedhofgebäude bis zum Grabe und 
deren Beisetzung; 

h) bei Kremation die Einäscherung der ver-
storbenen Person und die Lieferung und 
Beisetzung der Urne in einem Grabe. 

§ 15 und der Titel davor werden aufgehoben. 

2Ist der Tod ausserhalb des Kantonsgebietes 
erfolgt, kann der Kanton auf entsprechendes Ge-
such hin einen Beitrag an einen entsprechenden 
einfachen Sarg entrichten, der in der Höhe dem 
Preis des einfachen Basler Sarges entspricht. Die 
Kosten der Einsargung, des Leichenhemdes und 
der Überführung der verstorbenen Person vom 
Sterbeort bis auf einen baselstädtischen Friedhof 
gehen zu Lasten der Hinterlassenschaft. 

 

3Soll die im Zeitpunkt ihres Ablebens im Kanton 
wohnhaft gewesene Person nicht im Kanton Ba-
sel-Stadt beigesetzt werden, besteht lediglich 
Anspruch auf unentgeltliche Lieferung des einfa-
chen Sarges inklusive Einsargung und eines ein-
fachen Leichenhemdes. In diesen Fällen wird kein 
Beitrag an einen privaten Sarg entrichtet. Soll die 
verstorbene Person hier kremiert, die Urne aber 
ausgeführt werden, so erfolgen alle Leistungen 
bis zur Übergabe der Urne unentgeltlich. 
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Weitergehende Leistungen 

§ 18. Leistungen, die über die in § 15 genannten 
Ansprüche hinausgehen (z.B. Ausschmückung 
eines Abdankungsraumes, der Abdankungshalle 
oder Kapelle usw.), sind nach dem vom Regie-
rungsrat bzw. den Gemeinden festgesetzten Ge-
bührenrahmen zu bezahlen. 

§ 18 und der Titel davor werden aufgehoben. 

  
  
Privatsarg 

§ 19. Anstelle des unentgeltlichen einfachen Sar-
ges kann auch ein anderer Sarg verwendet wer-
den. Dessen Anschaffungskosten gehen vollstän-
dig zu Lasten der Hinterlassenschaft. Privatsärge 
müssen den vom zuständigen Departement erlas-
senen Vorschriften entsprechen. 

Särge 

§ 19. Särge müssen den vom zuständigen Depar-
tement erlassenen Vorschriften entsprechen. 

2Abs. 1 gilt nicht für Verstorbene, die gemäss § 15 
Abs. 2 hievor Anspruch auf einen Beitrag an einen 
Privatsarg haben. 

Abs. 2 wird aufgehoben. 

  
  
§ 20. ...  
2Liegt eine Erklärung der verstorbenen Person 
über die Bestattungsart gemäss § 5 dieses Ge-
setzes oder über weitere Bestattungsbegehren 
vor, ist das zuständige Amt bei der Anordnung der 
Bestattung auf Kantonsgebiet an die darin enthal-
tenen Anweisungen gebunden, soweit diese un-
entgeltliche Leistungen des Kantons betreffen und 
durchführbar und kontrollierbar sind und nicht den 
guten Sitten widersprechen. Eine Hinterlegung 
dieser Erklärung erfolgt gemäss den Vorschriften 
des § 5. 

2Liegt eine Erklärung der verstorbenen Person 
über die Bestattungsart gemäss § 5 dieses Ge-
setzes oder über weitere Bestattungsbegehren 
vor, ist das zuständige Amt bei der Anordnung der 
Bestattung auf Kantonsgebiet an die darin enthal-
tenen Anweisungen gebunden, soweit diese 
durchführbar und kontrollierbar sind und nicht den 
guten Sitten widersprechen. Bei unentgeltlicher 
Bestattung sind Begehren um andere oder wei-
tergehende als die nach diesem Gesetz gebüh-
renfreien Leistungen nur verbindlich, wenn die 
Finanzierung gesichert ist. 

  
  
Einsargung 

§ 24. Vor der Leichenschau darf die Leiche nicht 
eingesargt werden. Der Sarg soll bis zur Abholung 
in die Leichenhalle geöffnet bleiben. 

Einsargung und Überführung 

§ 24. Vor der Leichenschau darf die Leiche nicht 
eingesargt werden. Der Sarg soll bis zur Abholung 
in die Leichenhalle geöffnet bleiben. 

  

  

Überführung der Leiche nach dem Friedhof  

§ 25. Die Überführung der Leiche nach dem 
Friedhof soll möglichst bald nach eingetretenem 
Tode erfolgen. Sie wird durch das zuständige Amt 
zu der mit den Angehörigen vereinbarten Zeit 
besorgt. 

2Die Überführung der Leiche nach dem Friedhof 
soll möglichst bald nach eingetretenem Tode er-
folgen.  

 3Für Einsargungen und Überführungen innerhalb 
des Kantons Basel-Stadt können die zu Anord-
nungen über die Bestattung berechtigten Perso-
nen gegen Gebühr das vom zuständigen Amt 
beauftragte Unternehmen beiziehen. 

  
  
 § 25 wird aufgehoben.  
  
  
§ 26. Bis zur Bestattung wird die Leiche in der § 26. Auf Wunsch der Angehörigen werden nicht-
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Leichenhalle aufgebahrt. Die Aufbahrung erfolgt in 
einzelnen Zellen, in denen der Sarg bis ¼ Stunde 
vor der Bestattung offen bleibt. 

infektiöse Leichen bis zur Bestattung in der Lei-
chenhalle aufgebahrt. Die P 

2Nichtinfektiöse Leichen können während ihrer 
Aufbahrung in der Leichenhalle besichtigt werden, 
soweit dies den Wünschen der Angehörigen ent-
spricht. Die letzteren haben zu diesem Zwecke 
bei der Anmeldung des Todesfalles zu erklären, 
ob die Leiche allgemein oder nur gegen Ausweis-
karten oder überhaupt nicht besichtigt werden 
darf. 

2Die Angehörigen haben bei der Anmeldung des 
Todesfalles zu erklären, ob die Leiche allgemein 
oder nur gegen Ausweiskarten besichtigt werden 
darf. 

3Infektiöse Leichen können auf Weisung des Ge-
sundheitsamtes in besonderen der Besichtigung 
nicht zugänglichen Räumen untergebracht wer-
den. 

aufgehoben 

  
  
§ 27. Zur Belassung einer Leiche im Sterbehause 
bis zu deren Bestattung bedarf es einer Bewilli-
gung des Gesundheitsamtes). Diese darf jedoch 
nur erteilt werden für nichtinfektiöse Leichen, die 
in einem besonderen Zimmer untergebracht wer-
den. In derartigen Fällen wird die Leiche in der 
Regel ohne Leichengeleite unmittelbar vor der 
Bestattung nach dem Friedhof überführt. 

§ 27. Zur Belassung einer Leiche im Sterbehause 
bis zu deren Bestattung bedarf es einer Bewilli-
gung der Gesundheitsdienste. Diese darf jedoch 
nur erteilt werden für nichtinfektiöse Leichen, die 
in einem besonderen Zimmer untergebracht wer-
den. In derartigen Fällen wird die Leiche in der 
Regel ohne Leichengeleite unmittelbar vor der 
Bestattung nach dem Friedhof überführt. 

  
  
§ 28. Das Leichengeleite besammelt sich in der 
Regel auf dem Friedhof und folgt der Leiche von 
der Aufbahrungshalle bis zum Grabe. 

§ 28 und der Titel davor werden aufgehoben. 

2Bei Kremationen wird die Leiche aus der Lei-
chenhalle direkt in das Krematorium verbracht, wo 
sich auch das Leichengeleite besammelt. 

 

3Für Leichengeleite, die vom Sterbehause aus 
direkt nach dem Friedhof erfolgen, gehen die 
Mehrkosten zu Lasten der Personen, die um die 
Anordnung nachsuchen. 

 

  
  
Bewilligung für Bestattungsunternehmen § 29a und der Titel davor werden aufgehoben. 

 

§ 29a. Wer im Kanton ein Bestattungsunterneh-
men betreiben will, bedarf einer Bewilligung des 
zuständigen Departementes. 

 

2Diese Bewilligung wird erteilt, wenn die Gesuch-
stellerin oder der Gesuchsteller bzw. die verant-
wortliche Person einer juristischen Person im 
Besitze des Fachausweises der vom BIGA aner-
kannten Ausbildung mit abschliessender Berufs-
prüfung für Bestatterinnen und Bestatter ist und 
über einen guten Leumund verfügt. 

 

3Im Zeitpunkt der Wirksamkeit der Gesetzesände-
rung im Kanton domizilierte Bestattungsunter-
nehmen dürfen ihre Tätigkeit weiter ausüben. 

a)  

  

  

 Bestattungsunternehmen  
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 § 30. Wer im Kanton ein Bestattungsdienstleis-
tungen anbieten will, bedarf einer Bewilligung des 
zuständigen Amtes. 

 2Die Bewilligung wird Unternehmen erteilt, deren 
verantwortliche Person eine fachgerechte Ausfüh-
rung der Arbeiten gewährleistet und einen guten 
Leumund hat. 
 

 3Keiner Bewilligung bedürfen: 
b) Bestattungsunternehmen unter Leitung von 

Personen, die schon vor dem 1. Januar 1997 
in dieser Funktion im Kanton Basel-Stadt tätig 
waren.  

Bestattungsunternehmen, die am Ort ihres Sitzes 
oder ihrer Niederlassung zur Ausübung des Be-
stattungsgewerbes berechtigt sind. 

  

  
 

 
  
  

Weitergehende Leistungen 
VII. KOSTEN 

Gebühren 

§ 18. Leistungen, die über die in § 15 genannten 
Ansprüche hinausgehen (z.B. Ausschmückung 
eines Abdankungsraumes, der Abdankungshalle 
oder Kapelle usw.), sind nach dem vom Regie-
rungsrat bzw. den Gemeinden festgesetzten Ge-
bührenrahmen zu bezahlen. 

§ 31. Zur Deckung der Kosten der in diesem Ge-
setz vorgesehenen Leistungen des Kantons wer-
den Gebühren erhoben. 

 2Der Regierungsrat legt den Gebührentarif durch 
Verordnung fest. 

 3Die Gebühren für Leistungen der Landgemein-
den werden von den zuständigen Gemeindebe-
hörden festgelegt. 

  
  
 Gebührenerlass 

 § 32. Das zuständige Amt kann Gebühren ganz 
oder teilweise erlassen: 

 a) wenn sie in einem offensichtlichen Missver-
hältnis zum Wert der Leistung stehen; 

 b) wenn sie nicht durch die Erbschaft gedeckt 
sind und ihre Erhebung für die Pflichtigen eine 
besondere Härte bedeuten würde; 

 c) wenn ein erhebliches, über das Interesse an 
der Bestattung hinausgehendes öffentliches 
Interesse an einer Leistung besteht. 
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III. UNENTGELTLICHE BESTATTUNG 
Unentgeltliche  Bestattung 

§ 3. Die Bestattung von verstorbenen, im Zeit-
punkt des Ablebens im Kantonsgebiet wohnhaft 
gewesenen Personen erfolgt im Rahmen der 
Bestimmungen dieses Gesetzes unentgeltlich. 

§ 33. Unentgeltlich bestattet werden: 
a) im Kanton Verstorbene mit letztem Wohnsitz 

im Kanton, sofern die verstorbene Person ei-
nen Ehepartner oder eine Ehepartnerin zu-
rücklässt und der Nachlass weniger als Fr. 
20'000.- beträgt. Dieser Anspruch besteht 
nicht in Fällen, in denen die Bestattungskos-
ten durch Dritte zu tragen sind; 

2Kümmert sich niemand um die verstorbene Per-
son und ist diese nachweislich mittellos verstor-
ben oder sind keine zur Kostentragung verpflich-
teten Verwandten vorhanden, erfolgt die Kremati-
on zu Lasten des Kantons, auch wenn kein An-
spruch auf unentgeltliche Bestattung besteht. 

b) Personen, die im Kantonsgebiet mittellos ver-
storben sind, wenn niemand sonst für ihre 
Bestattung sorgen oder für die Bestattungs-
kosten aufkommen muss. 

 2Das Erbschaftsamt  ist verpflichtet, der für die 
Friedhöfe zuständigen Behörde die zur Abklärung 
der Anspruchsberechtigung nötigen Daten be-
kannt zu geben. 

  

  

Leistungen bei unentgeltlicher Bestattung 
 

§ 15. Für Anspruchsberechtigte gemäss § 14 
Abs.1 sind folgende Leistungen unentgeltlich: 

§ 34. Bei unentgeltlicher Bestattung sind folgende 
Leistungen gebührenfrei: 

a) Die Lieferung eines einfachen Sarges inkl. 
Einsargung und eines einfachen Leichen-
hemdes; 

a) die Lieferung eines einfachen Sarges und 
eines einfachen Leichenhemdes; 

b) die Einsargung; 
b) die Überführung der verstorbenen Person auf 

einen Friedhof im Kanton Basel-Stadt; 
c) die Überführung der verstorbenen Person auf 

einen Friedhof im Kanton Basel-Stadt; 
c) die Aufbahrung der verstorbenen Person in 

einem Aufbahrungsraum; 
d) die Aufbahrung der verstorbenen Person in 

einem Aufbahrungsraum; 
d) die Zurverfügungstellung der Räume und 

Einrichtungen für die Abdankungsfeier inkl. 
Orgelspiel; 

e) die Überlassung der Räume und Einrichtun-
gen für die Abdankung; 

f) der Orgeldienst während der Abdankung; 
e) die Benützung eines Erd- oder Urnenreihen-

grabes für die Dauer der gesetzlichen Ruhe-
zeit; 

g) die Überlassung eines Erd- oder Urnenrei-
hengrabes für die Dauer der gesetzlichen Ru-
hezeit; 

f) bei Erdbestattungen die Überführung der ver-
storbenen Person vom Friedhofgebäude bis 
zum Grabe und deren Beisetzung; 

h) bei Erdbestattungen die Überführung der ver-
storbenen Person vom Friedhofgebäude bis 
zum Grabe und deren Beisetzung; 

g) bei Kremation die Einäscherung der verstor-
benen Person und die Lieferung und Beiset-
zung der Urne in einem Grabe. 

i) bei Kremation die Einäscherung der verstor-
benen Person und die Lieferung und Beiset-
zung der Urne in einem Grabe. 

 

2Wenn es nicht möglich oder nicht zweckmässig 
ist, gebührenfreie Leistungen des Kantons Basel-
Stadt in Anspruch zu nehmen, vergütet der Kan-
ton auf Gesuch die Kosten, die ihm für diese Leis-
tungen entstanden wären. 

 

2Ist der Tod ausserhalb des Kantonsgebietes 
erfolgt, kann der Kanton auf entsprechendes Ge-
such hin einen Beitrag an einen entsprechenden 
einfachen Sarg entrichten, der in der Höhe dem 
Preis des einfachen Basler Sarges entspricht. Die 
Kosten der Einsargung, des Leichenhemdes und 
der Überführung der verstorbenen Person vom 
Sterbeort bis auf einen baselstädtischen Friedhof 
gehen zu Lasten der Hinterlassenschaft. 

3Ist der Tod ausserhalb des Kantonsgebietes 
erfolgt, kann der Kanton auf entsprechendes Ge-
such hin einen Beitrag an einen entsprechenden 
einfachen Sarg entrichten, der in der Höhe dem 
Preis des einfachen Basler Sarges entspricht. Die 
Kosten der Einsargung, des Leichenhemdes und 
der Überführung der verstorbenen Person vom 
Sterbeort bis auf einen baselstädtischen Friedhof 
gehen zu Lasten der Hinterlassenschaft.   
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3Soll die im Zeitpunkt ihres Ablebens im Kanton 
wohnhaft gewesene Person nicht im Kanton Ba-
sel-Stadt beigesetzt werden, besteht lediglich 
Anspruch auf unentgeltliche Lieferung des einfa-
chen Sarges inklusive Einsargung und eines ein-
fachen Leichenhemdes. In diesen Fällen wird kein 
Beitrag an einen privaten Sarg entrichtet. Soll die 
verstorbene Person hier kremiert, die Urne aber 
ausgeführt werden, so erfolgen alle Leistungen 
bis zur Übergabe der Urne unentgeltlich. 

§ 35. Soll eine im Kanton verstorbene Person 
nicht im Kanton Basel-Stadt beigesetzt werden, 
beschränkt sich der Anspruch auf unentgeltliche 
Bestattung auf die Lieferung des einfachen Sar-
ges inklusive Einsargung und eines einfachen 
Leichenhemdes. In diesen Fällen wird kein Bei-
trag an einen privaten Sarg entrichtet. Soll die 
verstorbene Person hier kremiert, die Urne aber 
ausgeführt werden, so erfolgen alle Leistungen 
bis zur Übergabe der Urne unentgeltlich. 

  
  
 VIII. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
  
Wirksamkeit des Gesetzes 

§ 30. Vorstehendes Gesetz tritt mit der Eröffnung 
des neuen Friedhofs auf dem Hörnli in Wirksam-
keit. 

(bisheriger § 30 wird zu § 36). 

2Auf diesen Zeitpunkt werden das Gesetz betref-
fend die Bestattungen (vom 16. November 1885), 
der Grossratsbeschluss betreffend die Feuerbe-
stattung (vom 17. November 1890) und der 
Grossratsbeschluss betreffend Erleichterung der 
Feuerbestattung (vom 15. Oktober 1925) aufge-
hoben. 

 

3Soweit die bisherigen Friedhöfe noch benützt 
werden, werden über ihre Verwendung und die 
Durchführung der Bestattungen besondere Ver-
ordnungen und Reglemente erlassen. 

 

  
  
Vollziehungs-Verordnungen 

§ 31. Der Regierungsrat wird zum Erlass der zum 
Vollzug des vorstehenden Gesetzes notwendigen 
Verordnungen ermächtigt. 

(bisheriger § 31 wird zu § 37). 
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